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WER IST DIE 

ROTE HILFE?

Die Rote Hilfe e.V. ist eine parteiun-

abhängige, strömungsübergreifende linke 

Schutz- und Solidaritätsorganisation. 

Die Rote Hilfe organisiert nach ihren 

Möglichkeiten die Solidarität für alle, un-

abhängig von Parteizugehörigkeit oder 

Weltanschauung, die in der Bundesrepublik 

Deutschland aufgrund ihrer politischen 

Betätigung verfolgt werden. Politische Be-

tätigung in diesem Sinne ist z.B. das Eintre-

ten für die Ziele der ArbeiterInnenbewegung, 

der antifaschis  tische, antisexistische, an-

tirassistische, demokratische oder gewerk-

schaftliche Kampf sowie der Kampf gegen 

Antisemitismus, Militarismus und Krieg.

Un  sere Unterstützung gilt denjenigen, die 

deswegen ihren Arbeitsplatz verlieren, Be-

rufsverbot erhalten, vor Gericht gestellt und 

zu Geld- und Gefängnisstrafen verurteilt 

werden oder sonstige Nachteile erleiden. 

Darüber hinaus gilt die Solidarität der Roten 

Hilfe den von der Reaktion politisch Ver-

folgten in allen Ländern der Erde.

Aus der Satzung

WE

Der Roten Hilfe e.V. ist es wichtig, männlich 

oder binär dominierte gesellschaftliche Verhält-

nisse in ihren Publikationen nicht sprachlich zu 

reproduzieren. Deshalb bittet das Redaktionskol-

lektiv der RHZ alle Autor_innen darum, in ihren 

Beiträgen Gender-Gap oder Gender-Sternchen zu 

nutzen. Sofern im Heft Beiträge abgedruckt sind, 

bei denen dies nicht der Fall ist, liegt das in einer 

ausdrücklichen Entscheidung der Autor_innen be-

gründet oder daran, dass bspw. ein historischer 

Text nachgedruckt wird. In beiden Fällen möchte 

das Redaktionskollektiv nicht durch eigenhän-

diges Gendern ein Bewusstsein vorspiegeln, das 

bei den Autor_innen beim Verfassen des Beitrags 

– aus welchen Gründen auch immer – tatsächlich 

nicht vorhanden war.

• Fingerprint zur Prüfung von PGP-

Schlüsseln der Roten Hilfe e.V.: 

3217 EC6F AA70 7697 F262  

BD69 8B1A 19B5 9042 69F8
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Serie des Hans-Litten-Archivs

Silke Makowski (Hans-Litten-Archiv)

Zu den beeindruckendsten antifa-

schistischen Solidaritätskampagnen, 

die die Rote Hilfe Deutschlands (RHD) 

Mitte der 1930er-Jahre initiierte, ge-

hören die vielfältigen Aktivitäten zur 

Unterstützung der Angeklagten in den 

Wuppertaler Gewerkschaftsprozessen. 

Indem vor allem in den Niederlan-

den eine starke Bewegung um das 

Wuppertal-Komitee aufgebaut wurde, 

erhielten die illegalen RHD-Gruppen 

der Region tatkräftige internationale 

Hilfe.

Das „rote Wuppertal“ war schon in 
der Weimarer Republik für seine kämp-
ferische kommunistisch geprägte Arbei-
terInnenbewegung bekannt. Im Rahmen 
des „antifaschistischen Massenselbst-
schutzes“ verteidigten AnhängerInnen 
verschiedener Parteien und Strömungen 
gemeinsam ihre Stadtviertel gegen die 
Überfälle der SA, und bei Erwerbslosen-
protesten und Arbeitskämpfen, in denen 
die kommunistische Revolutionäre Ge-
werkschaftsopposition (RGO) eine wich-
tige Rolle spielte, kam es zu heftigen 
Auseinandersetzungen. Angesichts der 
massiven staatlichen Repression musste 
die Wuppertaler Ortsgruppe der Roten 
Hilfe, die im August 1931 neben 2.170 
Individual-1 noch zahlreiche Kollektiv-
mitglieder umfasste, umfangreiche Un-
terstützungsarbeit leisten. Die Wut der 

1 vgl. Stracke S. 45

Bevölkerung über die Justiz, die auf dem 
rechten Auge blind war, Linke hingegen 
scharf verfolgte, entlud sich mehrfach 
in teils bewaffneten Protesten gegen die 
staatlichen Organe.

Die quasi-militärische Verteidigung 
der „roten“ Stadtteile gegen SA und Po-
lizei dauerte sogar noch nach der Macht-
übergabe an die Nazis an, doch der NS-
Terror zerschlug weite Teile des Wider-
stands durch die Massenverhaftungen ab 
Ende Februar 1933. Die besonders bruta-
len Folterungen im örtlichen Konzentrati-
onslager Kemna wurden von der illegalen 
KPD und der Roten Hilfe auf Flugblättern 
angeprangert, beispielsweise die tödli-
chen Misshandlungen des KPD-Funk-
tionärs Otto Böhne: „Mithilfe von Kin-
derdruckkästen fertigten die Genossen 
kleine Handzettel an, die im Stadtteil 6, 
dem Wohngebiet der Familie Böhne, in 
die Arbeiterwohnungen gebracht wurden. 
Jeder sollte von dem feigen Mord an Otto 
erfahren“ (Quast S. 38). Gemeinsam mit 
befreundeten Strukturen versuchte die 
geschwächte RHD, finanzielle Unterstüt-
zung für die Angehörigen der Verhafteten 
zu leisten. Allerdings konnte die Orts-
gruppe nur mit wenig organisatorischem 
Beistand von außen rechnen, weil die 
Düsseldorfer Bezirksleitung monatelang 
wenig handlungsfähig war und der ille-
gale Berliner RHD-Zentralvorstand erst 
1934 wieder Kontakte in die Region auf-
bauen konnte.

Indem sich die Solidaritätsarbeit viel-
fach in Form von lokaler Direkthilfe ab-
spielte, war sie gegenüber staatlichen 
Angriffen besser geschützt als die offener 
agierende KPD. So gab es 1933 nur einen 

Prozess gegen die RHD mit zwölf Verur-
teilungen, und in den beiden Folgejahren 
blieb es bei drei kleineren Rote-Hilfe-Ver-
fahren mit insgesamt vier Betroffenen.2

In anderen Verfahren wurden zwar eben-
falls RHD-AktivistInnen belangt, doch 
standen andere Vorwürfe im Vordergrund, 
vor allem die Mitarbeit in der KPD.

Der Sommer 1934 brachte einen Wen-
depunkt für den Widerstand in Wuppertal, 
als sich die KPD in der Gewerkschaftsfra-
ge neu orientierte. Anstelle der RGO soll-
ten die verbotenen Freien Gewerkschaften 
wieder aufgebaut werden, was die Ein-
bindung verschiedener Spektren ermög-
lichte. Die entstehende Organisation, die 
im Raum Wuppertal-Velbert mindestens 
48 Betriebsgruppen umfasste,3 war zwar 
von kommunistischem Einfluss geprägt, 
doch waren SozialdemokratInnen, Partei-
lose, christliche GewerkschafterInnen und 
AnarchosyndikalistInnen in der Mitglied-
schaft und in den Leitungen stark ver-
treten. Weil sich die Arbeitsbedingungen 
verschlechtert hatten, erhielten die Zellen 
regen Zulauf, und durch Bummelstreiks 
und andere Proteste wurden minimale Ver-
besserungen erkämpft.

Parallel zum Betriebswiderstand wur-
de auch die Rote Hilfe gestärkt, und 
neben Beiträgen und Spenden aus dem 
engeren Umfeld bekam sie finanzielle 
Zuschüsse von Gewerbetreibenden. Die 
Situation der politischen Gefangenen 
wurde in den illegalen Betriebszeitungen 
und auf Flugblättern thematisiert. Dass 
die RHD eng mit den Gewerkschaftsgrup-
pen verbunden war, zeigen die späteren 

2 vgl. Albel S. 20

3 vgl. Stracke S. 142

„Die Wuppertal-Kampagne wurde 

übergeleitet auf die darauffolgen-

den großen Prozesse“
Die Solidaritätsarbeit zu den Wuppertaler Gewerkschaftsprozessen 

1935–1937
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Prozesse, in denen die Solidaritätsorga-
nisation zumindest am Rand auftaucht. 
Im Urteil gegen Emil Löhde u. a. ging das 
Gericht von einer dreigliedrigen kommu-
nistischen Widerstandsorganisation aus, 
die aus KPD, RHD und Gewerkschaft 
bestanden habe.4

Ab Herbst 1934 hatte die Gestapo 
verschärft ermittelt, und am 17. Januar 
1935 begannen die Massenverhaftungen, 
als ein Spitzel das Treffen der Funkti-
onäre Wilhelm Reeks, Willy Muth und 
Otto Heyler verriet. Nach diesem Schlag 
waren andere WiderstandskämpferInnen 
gewarnt, trafen minimale Schutzvorkeh-
rungen und tauchten teilweise unter. So 
floh die RGO- und RHD-Aktivistin Cläre 
Muth, die Ehefrau des verhafteten Willy 
Muth, über die niederländische Grenze 
und erfuhr erst dort von der Ermordung 
ihres Mannes durch die Gestapo.

Innerhalb kurzer Zeit erfasste die 
NS-Terrorwelle die ganze Stadt, wobei 
sich der genaue Umfang schwer beziffern 
lässt: 1.144 Betroffene sind namentlich 
bekannt, doch NS-Unterlagen sprechen 
von bis zu 1.900 Verhaftungen. Durch 
Spitzelangaben und erfolterte Aussagen 
wurde in den Jahren 1935/36 fast die ge-
samte Organisation zerschlagen. Ab No-
vember 1935 wurden 849 AktivistInnen 
angeklagt, wobei bei einigen Massenpro-
zessen jeweils rund hundert Menschen 
zugleich vor Gericht standen.5

Bald hatte die Stimmung in der regio-
nalen RHD einen Tiefststand erreicht, wie 
ein Brief an die RHD-Reichsleitung im 
Mai 1935 schilderte: „Während die Orga-
nisation nach den ersten Verhaftungen in 
Wuppertal noch mit Gegenmassnahmen 
antwortete (Herausgabe eines Flugblat-
tes usw.), bemächtigte sich später bei 
dem immer stärkeren Umsichgreifen der 
Verhaftungen der Genossen eine gewisse 
Depression, die in Wuppertal teilweise 
Panikstimmung wurde“ (SAPMO RY1/
I4/4/27 Bl. 145).

Angesichts der Brutalität der Folter-
verhöre, in denen 17 Menschen während 
der Voruntersuchungen ermordet wurden, 
und des Ausmaßes der Verfolgung be-
schloss die Exilleitung der Roten Hilfe 
Deutschlands im Herbst 1935, eine breit 
angelegte Solidaritätskampagne zu ini-
tiieren. Bei einem Vorbereitungstreffen 
in Amsterdam kamen ein Mitglied der 
RHD-Exilleitung und die WuppertalerIn-

4 vgl. Stracke S. 239f

5 vgl. Stracke S. 229

nen Fritz Rüddenklau und Cläre Muth zu-
sammen, um die notwendigen Aufgaben 
zu verteilen: Muth warb in sympathisie-
renden niederländischen Organisationen 
um Unterstützung und gewann zahlreiche 
Prominente aus der Friedens- und Frau-
enbewegung sowie aus antifaschistischen 
Kreisen. Später sollte sie auch für die 
Solidaritätskomitees in Frankreich und 
England eine bedeutende Rolle spielen.

Rüddenklau organisierte in Wupper-
tal bei Emma Bruckner und Else Was-
muth neue Anlaufstellen für KurierIn-
nen und für antifaschistische Literatur, 
darunter für die RHD-Zeitung Tribunal. 
Mit dem KPD-Unterbezirksleiter Walter 
Sander gewann er einen engagierten An-
sprechpartner vor Ort, der die ebenfalls 
schwer getroffene Rote Hilfe wieder fes-
tigte. Sander reiste zusammen mit den 
KPD-Funktionären August Obermeier und 
Hermann Rodewig an Weihnachten 1935 
nach Haarlem (Niederlande), wo sie mit 
dem RHD-Leiter Philipp Daub die weitere 
Planung besprachen.

Zur Unterstützung der Kampagne 
sammelten die Wuppertaler Solidaritäts-
aktivistInnen bei den betroffenen Fami-
lien systematisch Details zu den Verhaf-
teten und den bevorstehenden Prozessen. 
Diese Unterlagen, die die Rote Helferin 
Elise Kuhbier über die Grenze schmug-
gelte, dienten unter anderem als Grundla-
ge für den RHD-Sonderpressedienst vom 
30. November 1935, der die Ereignisse 
erstmals detailliert zusammenfasste und 
von linken (Exil-)Zeitungen international 
aufgegriffen wurde. Parallel schlossen 
sich im Dezember 1935 rund 60 nie-
derländische Prominente zum „Centraal 
Comité Wuppertal Proces“ (Wuppertal-
Komitee) unter dem Vorsitz von Selma 
Meijer zusammen und begannen mit in-
tensiver Öffentlichkeitsarbeit, die weit 
in liberale bürgerliche Kreise im In- und 
Ausland hineinwirkte.

Nur die niederländischen VertreterIn-
nen des Komitees, das in regem Aus-
tausch mit der Exil-RHD stand, traten 
nach außen in Erscheinung. Die Emig-
rantInnen wirkten engagiert mit, blieben 
aber bewusst im Hintergrund, mit Aus-
nahme von Cläre Muth, die als Witwe 
des ermordeten Willy Muth auf Versamm-
lungen sprach und dank ihrer Nieder-
ländischkenntnisse die Bündnisarbeit 
vorantrieb.

Zu den wichtigsten Publikationen 
des Wuppertal-Komitees zählen neben 

Presseerklärungen, Broschüren und 
Flugblättern die neun Bulletins, die in 
mehrere Sprachen übersetzt und sogar 
von der außereuropäischen Presse aufge-
griffen wurden. Petitionen und Protest-
briefe überschwemmten die deutschen 
Behörden, und die von der Roten Hilfe 
initiierten persönlichen Schreiben an den 
Gestapobeamten Eugen Pedrotti, der für 
seine brutalen Folterverhöre berüchtigt 
war, sorgten im NS-Apparat für Furore. 
Die wohl aufsehenerregendste Aktion war 
eine perfekt gelungene Fälschung des 
Wuppertaler General-Anzeigers, die die 
Prozesse und Folterungen schilderte und 
in hoher Auflage nach Deutschland ge-
schmuggelt wurde. Daneben erschienen 
zahlreiche RHD-Veröffentlichungen zum 
Thema, und das Tribunal, das auch illegal 
im Reichsgebiet kursierte, druckte regel-
mäßig Berichte ab.

Großen Druck erzeugten die inter-
nationalen Delegationen, die ab Anfang 
Januar 1936 ohne Vorankündigung zu 
den Prozessterminen eintrafen. Außer 
niederländischen Gruppen reisten auch 
UnterstützerInnen aus Frankreich an, wo 
sich ebenfalls eine starke Solidaritätsbe-
wegung entwickelt hatte. Die NS-Organe 
waren zunächst überfordert, verweigerten 
den Prozessdelegationen aber durchge-
hend den Zutritt zum Gerichtssaal, be-
drohten sie mit Ausweisung und nahmen 
einige Beteiligte auch kurzzeitig fest. 
Dennoch stellten diese internationalen 
Solidaritätsbekundungen eine enorme 
moralische Unterstützung für die Ange-
klagten und den lokalen Widerstand dar 
und brachten die Gestapo politisch in 
Bedrängnis.

Die im Untergrund arbeitenden RHD-
Gruppen in Wuppertal bemühten sich 
durch Geld- und Lebensmittelsammlun-
gen, die materielle Not der Verfolgten zu 
lindern. Unmittelbare Hilfe erfuhren sie 
durch die Spendenkampagne des Wup-
pertal-Komitees, das in den Niederlanden 
rund 12.000 Reichsmark sammelte, so-
dass KurierInnen wie Elise und Willi Kuh-
bier und Berta Keseberg heimlich hohe 
Beträge ins Land bringen konnten. Ernst 
und Katharina Seidel aus Barmen und 
Amanda Ahrweiler aus Elberfeld standen 
an der Spitze von zwei Verteilungsnetz-
werken, die das Geld an die Angehörigen 
der Verhafteten ihrer Stadtteile weiter-
leiteten. Nach den unter Folter entstan-
denen und entsprechend fragwürdigen 
Aussagen von Willi Kuhbier „wurden in 

R e p r e s s i o n
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Elberfeld 30 und in Barmen 40 Familien 
von der Roten Hilfe unterstützt“ (Stracke 
S. 290), und für andere Viertel sind ver-
gleichbare RHD-Strukturen anzunehmen. 
Im persönlichen Kontakt mit den Famili-
en konnten die AktivistInnen zudem In-
formationen über die Gefangenen, die An-
klagepunkte und Folterverhöre sammeln 
und in die Niederlande weitergeben.

Ab Sommer 1936 wurde die Rote 
Hilfe hart getroffen: Bei den Ermittlungen 
gegen die illegale KPD waren der Gesta-
po die Literatur-Anlaufstellen bei Emma 
Bruckner und Else Wasmuth bekannt ge-
worden, die auch für die RHD von Bedeu-
tung waren, und mit Walter Sander und 
August Obermeier gerieten zwei weitere 
aktive Rote Helfer ins Visier. Am 8. Ju-
ni 1936 wurden diese vier Antifaschis-
tInnen beim Auftakt einer neuen Groß-
verhaftungswelle festgenommen, die bis 
Jahresende 153 Menschen erfassen soll-
te. Als die Gestapo Ernst und Katharina 
Seidel sowie die Kurierin Berta Keseberg 
abholte, wurde die RHD-Solidaritätsgrup-
pe in Barmen großteils zerschlagen. Die 
Beteiligten im Nachbarstadtteil entgin-
gen hingegen dem Zugriff, „weil die für 
Elberfeld zuständige Verteilerin Amanda 
Ahrweiler rechtzeitig in die Niederlande 
flüchten konnte“ (Stracke S. 290).

Im „Rote-Hilfe-Prozess“ gegen Emma 
Bruckner u. a. wurden 74 AktivistInnen 
der RHD und der KPD zu Haftstrafen 
verurteilt. Das Oberlandesgericht Hamm 
verhängte am 6. März 1937 hohe Zucht-
hausstrafen gegen die führend beteiligten 
Roten HelferInnen, darunter sechs Jahre 
gegen Ernst Seidel und zweieinhalb Jahre 
gegen Katharina Seidel. Besonders hart 
verfolgt wurden die RHD-KurierInnen in 
die Niederlande, indem Willi Kuhberg 
zehn, Elise Kuhberg sechs und Berta 
Keseberg fünf Jahre Zuchthaus erhielten. 
Walter Sander wurde in einem gesonder-
ten Prozess zu zwölf Jahren Zuchthaus 
verurteilt; August Obermeier war bereits 
in der Voruntersuchung von der Gestapo 
ermordet worden.

Mit diesem Schlag hatten die NS-
Behörden sowohl die Verbindungen in die 
Niederlande als auch die lokalen Solida-
ritätsstrukturen nachhaltig geschwächt, 
wie der RHD-Zentralvorstand in seinem 
Bericht über die zweite Jahreshälfte 
1936 festhielt: „Die durch die vielen 
Verluste in diesem Gebiet entstandenen 
Luecken, die besonders in Wuppertal 
durch die Massenverhaftungen in den 

Monaten August/September 36 geschla-
gen wurden, sind noch nicht ausgefuellt“ 
(SAPMO RY1/I4/4/27 Bl. 247). Trotzdem 
verteilten demnach weiterhin illegale 
RHD-Gruppen die gesammelten Hilfs-
gelder an die Familien der Gefangenen, 
und es gab viel praktische Solidarität 
aus der Bevölkerung, die die Betroffenen 
aus ihrem Umfeld mit Lebensmitteln un-
terstützte oder sich an Spendenkreisen 
beteiligte. Daneben schlossen sich die 
Ehefrauen der Verhafteten zusammen, 
führten kollektive Besuche in den Ge-
fängnissen durch und halfen einander 
bei den Repressalien der Nazis, die von 
Zwangsarbeitsverschickung der Frauen 
und Einweisung der Kinder in NS-Erzie-
hungseinrichtungen bis hin zu erzwunge-
nen Scheidungen reichten.

Während also die Solidaritätsarbeit in 
der Region weiterging, hatte sich die inter-
nationale Aufmerksamkeit neuen Themen 
zugewandt: Auch das Wuppertal-Komitee 
weitete seine Tätigkeit zunächst auf ande-
re Prozesse oder bekannte Gefangene wie 
Carl von Ossietzky und Etkar André aus, 
bis es sich im Frühjahr 1937 auflöste.

Der RHD-Zentralvorstand zog Anfang 
1937 eine positive Bilanz der internatio-
nalen Aktivitäten gegen den NS-Terror in 
Wuppertal und betonte ihren Vorbildcha-
rakter: „Mit der grossen Kampagne zum 
Wuppertaler Gewerkschaftsprozess setzte 
der Uebergang zu einer systematischeren 
Vorbereitung von Anti-Terror-Kampagnen 
ein (…). Diese Kampagne wurde ueber-
geleitet auf die darauffolgenden grossen 
Prozesse (…), die ihre Fortsetzung fanden 
in der grossen André-Kampagne, die ein 
gewisser Höhepunkt war“ (SAPMO RY1/
I4/4/27 Bl. 214).
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